n _ 


er Sanne 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 2. 


(Nr. 7568.) Geſetz, betreffend die gezwungene Abtretung von unbeweglichem Eigenthum im x 
Bezirke des Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main. Vom 5. Ja VPA a jaz 
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Wir Wil helm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. > 


verordnen für den Bezirk des Appellationsgerichts zu 1 am Main, mit 
Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 


K. 1. (mech, , See e, 
Der im 8. 27. des Geſetzes vom 8. Juni 1866 zur Wahl der Geſchwo⸗ 

renen angeordnete Ausſchuß wird von den Kreisſtänden des Stadtkreiſes Frank⸗ 
furt am Main aus ihrer Mitte nach Vorſchrift des §. 17. der Verordnung vom 


26. September 1867. (Geſetz⸗ ⸗Samml. S. 1653.) gewählt. 


F. 2. 

Wählbar zum Geſchworenen für das Enteignungsverfahren ift jeder Staats- 
bürger, welcher das Alter von 30 Jahren erreicht und in dem Stadtkreiſe Frank⸗ 
furt am Main ſeinen geſetzlichen Wohnſitz hat 

Wählbar ſind nicht die Mitglieder des Magiftrats, des Stadtgerichts und 
des Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main. 


§ 3. 
Die von dem Wahlausſchuſſe vollzogene Wahl ift von dem Polizeipräſi⸗ 
denten öffentlich bekannt zu machen und dem Stadtgerichte in glaubhafter Aus⸗ 
fertigung mitzutheilen. 


$. 4. 

; Sofort nach der Verkündigung dieſes Geſetzes iſt der Wahlausſchuß zu 
bilden und die Wahl der Geſchworenen i ; 
Jahrgang 1870. (Nr. 7568—7569.) Die- 


Ausgegeben zu Berlin den 22, al 1870, 


Die Amtsverpflichtung der nach Vorſchrift dieſes Geſetzes zuerſt gewählten 
Geſchworenen dauert vom Tage der Wahl bis zum Ende des Jahres 1872. 
= Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 

Gegeben Berlin, den 5. Januar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


Re 
an a ir 


(Nr. 7569.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. November 1869., betreffend die Verleihung des Ex⸗ 
propriationsrechts und des Rechts zur Entnahme der Chauſſee-Unterhaltungs⸗ 
Materialien an die Kreiſe Graudenz und Straßburg im Regierungsbezirk 
Marienwerder für die Chauſſee von Graudenz nach Straßburg. 


Nachdem der von einer Aktiengeſellſchaft unternommene Bau der Chauſſee von 
Graudenz nach Straßburg, im Regierungsbezirk Marienwerder, von den Kreiſen 
Graudenz und Straßburg nach dem von ihnen mit der Aktiengeſellſchaft ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage vollendet, beziehungsweiſe zur Unterhaltung und Verwaltung 
übernommen iſt, verleihe Ich hierdurch den Kreiſen Graudenz und Straßburg 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauffee-Unterhaltungs - Materialien, nach 
e der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. 

Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kennt- 
niß zu bringen. 


Berlin, den 22. November 1869. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. ; 


(Nr. 7570) 


(Nr. 7570.) Statut für die Friedrichsfelde Meliorationsgenoſſenſchaft im Kreife Ortelsburg. 
Vom 18. Bezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Samml. von 1843. S. 41.) und des Artikel 2. des Geſetzes vom 
11. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. von 1853. S. 182.), nach Anhörung der 
Betheiligten, was folgt: 


sa: 


Um die an ſchädlicher Näſſe leidenden, im füdlichen Theile des Ortels⸗ 
burger Kreiſes ſüdlich von Klein⸗Jeruthen gelegenen Grundſtücke durch Ent⸗ und 
Bewäſſerung zu verbeſſern, werden die Beſitzer dieſer Grundſtücke zu einer Ge- 
noſſenſchaft unter dem Namen: 


„Friedrichsfelder Meliorations-⸗Genoſſenſchaft“ 
vereinigt. 


Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte zu Ortelsburg. 


8 

Dem Verbande liegt ob, den von dem Baumeiſter Stahlenbrecher unter 
dem 26. April 1869. aufgeſtellten Meliorationsplan, ſowie derſelbe bei der 
höheren Prüfung feſtgeſtellt iſt, zur Ausführung zu bringen und die demgemäß 
ausgeführten Anlagen zu unterhalten. ; 

Erhebliche Veränderungen des Regulirungsplans, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Nach der Ausführung des Regulirungsplans ſind die ſonſt un en oder 
zweckmäßigen neuen Entwäſſerungs⸗ und Bewäſſerungs Anlagen im Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß ihres Vortheils 
auszuführen und zu unterhalten, und zwar in ſolcher Weiſe, daß die Intereſſen 
des Verbandes nicht gefährdet werden. Alle auf dieſe Anlagen bezüglichen 
Streitigkeiten werden nach $. 13. endgültig durch das Schiedsgericht entſchieden. 
Die Organe des Verbandes haben auch dergleichen Anlagen zu beaufſichtigen. 


$. 3. 
Die Anlagekoſten follen durch Darlehne beſchafft und die zur Verzinſung 
und Amortisation derſelben erforderlichen Geldmittel durch jährliche Beiträge der 


Meliorationsgenoſſen aufgebracht werden. E 
Die Beiträge zur Verbandskaſſe find von den Genoſſenſchafts⸗Mitgliedern 


nach Verhältniß des Vortheils zu leiſten, welchen die gemeinſamen Anlagen den 
einzelnen Grundſtücken bringen. ; ER 
(Ar. 7570.) 3 Es 


68 find dabei vier Klaſſen anzunehmen „von denen 


Z 8 4 Theile, 
f rn Bor 
„) nen DE 
IJ ae 1 Theil 


beiträgt, 

Die Einſchätzung in die Klaſſen erfolgt durch eine von dem Vorſtande zu 
erwählende Kommiſſion. Das nach dieſer Einſchätzung angefertigte Beitrags⸗ 
kataſter iſt den Vorſtänden der betheiligten Gemeinden, ſowie den Gutsbeſitzern 
und dem Vertreter des Forſtfiskus extraktweiſe mitzutheilen und iſt zugleich im 
Amtsblatte und Kreisblatte eine vierwöchentliche rift bekannt zu machen, in 
welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und dem Königlichen Kom. 
miſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht 
werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sachverſtän⸗ 
digen zu unterſuchen. 5 

Dieſe Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtändige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die P T und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemäß berichtigt; andernfalls werden die 
Akten der Regierung zu Königsberg eingereicht zur Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerden. Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten zuläſſig. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt 
und dem Verbandsvorſtande zugeſtellt. 


| $. 4. 


Jedes Genoſſenſchafts⸗Mitglied hat dem Verbande von ſeinen Grundſtücken 
diejenigen Flächen, welche zum Bau der Zu- und Ableitungskanäle erforderlich 
ſind, ſowie alle nöthigen Materialien ſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als 


der bisherige Nutzungswerth nach vorausſichtlicher Schätzung durch die ihm dem⸗ 


nächſt verbleibende Nutzung auf Dammdoſſirungen und Uferwänden und durch 
die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen wird. 
: Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden (f. $. 13.). Die ſonſtigen zur Ausführung der Melioration, 


namentlich zur Anlegung der Kanäle, Brücken, Schleuſen, Wehre, Wärterhäuſer 


und Wege erforderlichen Grundſtücke werden im Mangel der Einigung von dem 
Verbande nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe 
$ vom 


un o 


vom 5 Februar 1843. zur ſervitutariſchen Benutzung reſp. als Eigenthum 
erworben. : 

Darnach ſteht die Entſcheidung darüber, welche Grundſtücke für obige Zwecke 
in Anſpruch zu nehmen ſind, der Regierung in Königsberg zu, mit Vorbehalt des 
innerhalb einer Präkluſivfriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchädigung erfolgt ebenfalls durch 
die Regierung in Königsberg, vorbehaltlich des dem Provokaten zuſtehenden Ne- 
kurſes an das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in Berlin ($$. 45. bis 
51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843). 

a Auszahlung der Geldvergütigung für die der Expropriation unter- 
worfenen Grundſtücke kommen die für den Chauſſeebau hierüber in der Provinz 
Preußen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen in Anwendung. 


§. 5. 
An der Spitze des Verbandes ſteht ein Schaudirektor und ein Vorſtand 
von dreizehn Mitgliedern. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Nur für die baaren Auslagen ift dem 
Schaudirektor eine Remuneration vom Vorſtande feſtzuſetzen. 


$. 6. 
Der Vorſtand beſteht aus: 
a) dem Beſitzer von Friedrichsfelde, 
b) dem Beſitzer von Friedrichsthal, 
e) dem Beſitzer von Wilhelmsthal, 
d) zwei Abgeordneten des Königlichen Forſtfiskus, 
e) einem Abgeordneten für Groß⸗ und Klein⸗Jerutten, 
f) einem Abgeordneten für Olſchienen, Caspersguth, Wawroſchen und Wallen, 
g) einem Abgeordneten für Bährenbruch, Neu- und Alt⸗Czayken und Zielonen, 
h) einem Abgeordneten für Gawrzialken, Jeromin, Bialigrund, Wyſeggo 
und Conraden, 
i) einem Abgeordneten für Radoſtowen, Zielonigrund, Auerswalde und 
Neu⸗Suchoroß, 
k) einem Abgeordneten für Lipowiec, Kelbaſſen und Alt⸗Suchoroß, 
1) einem Abgeordneten für Fürſtenwalde, Lucka und Wujaken, 
m) einem Abgeordneten für Liebenberg. 


Die Abgeordneten zu e. bis m. werden, nebſt einer gleichen Zahl von 
Stellvertretern, von den Schulzen der betreffenden Ortſchaften aus der Mitte der 
betheiligten Beſitzer auf ſechs Jahre gewählt. 

Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und ſonſtigen Behinderungsfällen 
des Abgeordneten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Deputirte 
während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in den zum Wahlbezirk gehörigen 
Ortſchaften aufgiebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz in einem entfernten Orte 
nimmt. Die Mitglieder des Vorſtandes wählen den Schaudirektor auf zwölf 
Jahre. Dieſe Wahl unterliegt der Beſtätigung der Regierung zu Königsberg. 
Cr. 7570.) Wird 


Wird die Beſtätigung verfagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen Wahl. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der 
Regierung die Ernennung, jedoch höchſtens auf ſechs Jahre, zu. l 

Die Verſammlung des Vorſtandes, in welcher über die Wahl des Schau⸗ 
direktors berathen wird, beruft der Kreislandrath und führt darin den Vorſtitz 
ohne Stimmrecht, jedoch bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme. Er 
verpflichtet den Schaudirektor und die Vorſtandsmitglieder mittelſt Handſchlages 
an Eidesſtatt. N f 

| 

Die Entſcheidung über die etwa gegen die Wahl der Abgeordneten erhobenen 
Einwendungen und die Prüfung der Wahl ſteht dem Vorſtande zu. In Betreff 
der Verpflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen ſind die Beſtimmungen über 
Annahme einer Vormundſchaft, namentlich SS. 202. bis 217. Titel 18. Theil II. 
Allgemeinen Landrechts analogiſch anzuwenden. Alle drei Jahre ſcheiden von den 
gewählten acht Mitgliedern des Vorſtandes (zu e. bis m. $: 6.) vier aus, und zwar 
das erſte Mal nach dem Looſe, und werden durch Neuwahl erſetzt. 

Die ausgeſchiedenen Mitglieder können wieder gewählt werden. 


à $. 8. 

Der Vorſtand verſammelt ſich regelmäßig alle Jahre zweimal zur Früh⸗ 
jahrs⸗ und Herbſt⸗Grabenſchau in den erſten Tagen des Mai und Oktober, um 
den Etat feftzuſetzen, die Jahresrechnung abzunehmen, Streitigkeiten unter den 
Genoſſenſchaftsmitgliedern, wo möglich an Ort und Stelle, zu entſcheiden und die 
ſonſt nöthigen Beſchlüſſe zu faſſen. Nach Bedürfniß kann der Schaudirektor 
außerordentliche Verſammlungen ausſchreiben. 

Der Schaudirektor iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Vorſtandes mit 
entſcheidendem Votum bei Stimmengleichheit, er beruft die Vorſtandsverſamm⸗ 
lungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die Ordnung in den Sitzungen. 
Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Verhandlungen; 
mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe mindeſtens ſieben freie Tage vorher 
erfolgen. Wer von den gewählten Abgeordneten am Erſcheinen behindert iſt, 
muß die Vorladung ſeinem Stellvertreter mittheilen. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte der Mit⸗ 
glieder außer dem Vorſitzenden zugegen find. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, 
wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
zuſammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erſchienen iſt. Bei der 
zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich 
hingewieſen werden. Die Beſchlüſſe und die Namen der dabei anweſend geweſenen 
Mitglieder werden in ein beſonderes Buch eingetragen. Sie werden vom Schau⸗ 
direktor und drei Mitgliedern der Verſammlung vollzogen. . 


NN, 

Der Schaudirektor iſt die ausführende Verwaltungsbehörde der Sozietät, 
vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behörden gegenüber und handhabt die 
örtliche Polizei zum Schutz der Anlagen. a E: 
Er 


En EN 


Er hat insbeſondere: 

a) die Meliorationskaſſen⸗Beiträge auszuſchreiben und von den Säumigen 
im Wege der adminiftrativen Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und letztere unter Zuziehung eines anderen, vom 
Vorſtande dazu beſtimmten Mitgliedes zu revidiren 

b) den Entwurf des Etats und die Jahresrechnungen nebſt einem Jahres⸗ 
bericht dem Vorſtande in der Frühjahrsverſammlung vorzulegen; 

c) die Genoſſenſchaftsbeamten zu beauffichtigen und die halbjährige Grabenſchau 
mit dem Grabeninſpektor und den Vorſtandsmitgliedern abzuhalten 

d) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſelben 
zu unterzeichnen; indeß iſt zu Verträgen und zu Vergleichen über Gegen⸗ 
ſtände von 25 Thalern und darüber der genehmigende Beſchluß oder die 
Vollmacht des Vorſtandes beizubringen. Verträge und Vergleiche unter 
25 Thaler ſchließt der Schaudirektor allein rechtsverbindlich ab und hat 
nur die Verhandlungen nachträglich dem Vorſtande zur Kenntnißnahme 
vorzulegen; auch hat der Schaudirektor 

e) bei Uebertretungen gegen die Beſtimmungen des Statuts und die zum 
Schutze der Anlagen erlaſſenen Polizei⸗Reglements Strafen nach dem Geſetz 
vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. von 1852. S. 245.) vorläufig 
feſtzuſetzen. 

: Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Strafen 

fließen zur Verbandskaſſe. 

In Abweſenheit und ſonſtigen Behinderungsfällen kann ſich der Schaudirektor 
durch ein Vorſtandsmitglied oder den Grabeninſpektor vertreten laſſen. 


§. 10. 


Ein mit Ent- und Bewäſſerungsanlagen vertrauter Sachverſtändiger iſt 
als Grabeninſpektor anzuſtellen. Er hat die Waſſerleitungen und Bauwerke von 
Zeit zu Zeit zu beſichtigen, für deren ordentliche Unterhaltung und Behandlung 
zu ſorgen, die Bauten zu veranſchlagen und größere Bauten zu leiten, Alles nach 
einer vom Vorſtande und Schaudirektor feſtzuſtellenden Inſtruktion. Der Graben⸗ 
Inſpektor wird vom Vorſtande gewählt und von dieſem ſeine Remuneration be⸗ 
ſtimmt. Die für die Wahl und Beſtätigung des Schaudirektors im F. 6. ge- 
troffenen Beſtimmungen gelten auch für die Wahl des Grabeninſpektors. 

An den Sitzungen des Vorſtandes ſoll der Grabeninſpektor in der Regel 
Theil nehmen, jedoch nur mit berathender, nicht mit entſcheidender Stimme. 


| § 1L 
Zur Bewachung und Bedienung der Genoſſenſchaftsanlagen ftellt der Vor⸗ 
fand nach Bedürfniß mehrere Wieſenwärter an, welche den Anweiſungen des 
Schaudirektors und des Grabeninſpektors pünktliche Folge leiſten müſſen und 
von dem Schaudirektor bei Dienſtvernachläſſigungen oder Ungehorſam mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis drei Thaler beſtraft, ſowie vorläufig ihrer Amtsverrichtungen 
enthoben werden können. : 

(Nr, :7570,) $. 12, 


; Die Verwaltung der Meliorationskaſſe ift vom Vorſtande einem Rendanten 
zu übertragen. Der Vorſtand ertheilt demſelben eine Inſtruktion und beſtimmt 
ſeine Remuneration, ſowie die von ihm zu beſtellende Kaution. 


N §. 13. E 
Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
erechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
Riechtsſtteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, ge⸗ 
hören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, 
die gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beein⸗ 
trächtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem 
Vorſtande der Genoſſenſchaft unterſucht und entſchieden, inſofern nicht einzelne 
Gegenſtände in dieſem Statut ausdrücklich an eine andere Behörde gewieſen ſind. 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Schaudirektor angemeldet werden muß. Das 
Ven beſteht aus dem Kreislandrath als Vorſitzenden und aus zwei 
eiſitzern. 

i Das Schiedsgericht entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechts⸗ 
mittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. f 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden vom Vorſtande 
auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt jeder Inländer, der in der Gemeinde ſeines 
Wohnſitzes zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mitglied der 

Genoſſenſchaft iſt. 


8. 14, 


Bei der Mb- und Zuleitung des Waſſers aus den Hauptkanälen und in 
die Hauptkanäle der Genoſſenſchaft hat jedes Mitglied die Anweiſung des Schau⸗ 
direktors zu befolgen. Die Wieſenwärter bewachen und bedienen die Verbands⸗ 
anlagen nach ihren Inſtruktionen, welche ſie vom Schaudirektor und Grabenin⸗ 
ſpektor erhalten. Kein Eigenthümer darf das Oeffnen oder Schließen von Schleuſen, 
überhaupt Vorrichtungen an den Anlagen ohne Zuſtimmung des Wieſenwärters 
ſelbſt vornehmen. 


§. 15. 

„Wegen der Heuwerbung und des Hütens auf den Wieſen, ſowie über das 
Entwäſſerungsverfahren hat der Schaudirektor mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die erforderlichen Reglements zu erlaſſen, wodurch die einzelnen Verbandsmitglieder 
zu Handlungen und Unterlaſſungen im gegenſeitigen gemeinſchaftlichen Intereſſe 
verpflichtet werden können (YY. 5. ff. des Geſetzes vom 11. März 1850., Geſetz⸗ 
Samml. 1850. S. 265.). 

| $. 16, 
Der Verband ift dem Oberaufſichtsrechte des Staats unterworfen. 


Die⸗ 
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Dieſes Recht wird von 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, 
übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Ober⸗ 
aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. N 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, die Schulden 
regelmäßig verzinſt und getilgt werden. Der Kreislandrath fungirt hierbei als 
beſtändiger Kommiſſarius der Regierung. 

Abſchrift des Etats, der Grabenſchau⸗ und Vorſtands⸗Konferenzprotokolle 
und ein Finalabſchluß der Meliorationskaſſe iſt der Regierung jährlich einzureichen. 

Die Regierung ift befugt, Reviſionen der Meliorationskaſſe und der ge⸗ 
ſammten Genoſſenſchaftsverwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung 
der Grabenſchauen und der Vorſtandsſizungen abzuordnen und auf Grund des 
Geſetzes vom 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung (Geſetz⸗Samml. S. 265.) 
die erforderlichen Polizeiverordnungen zum Schutz der Anlagen der Genoſſenſchaft 
zu erlaſſen. ; 

Safe 


Wenn der Vorſtand es unterläßt oder verweigert, die der Genoſſenſchaft 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts⸗ 
Etat zu bringen, ſo läßt die Regierung nach Anhörung des Vorſtandes die Ein⸗ 
tragung in den Etat von Amtswegen bewirken oder ſtellt die außerordentliche 
Ausgabe feſt und verfügt die Einziehung der erforderlichen Beiträge. Ebenſo 
hat die Regierung darauf zu halten, daß den Beamten der Genoſſenſchaft die 
ihnen zukommenden Beſoldungen unverkürzt zu Theil werden. Sollte der Vorſtand 
ungenügende Beſoldungen und Remunerationen bewilligen, ſo können dieſelben 
von der Regierung nöthigenfalls erhöht werden. ; 

Gegen diefe Entſcheidung fteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


F. 18. 


i Bis zur Vollendung der Verbandsanlagen leitet der Kommiſſarius der 
Königlichen Regierung mit Hülfe eines Wieſenbautechnikers den Bau und die 
Sozietätsangelegenheiten überhaupt. En 
Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Königlichen 
Kommiſſarius dem Schaudirektor und Vorſtande der Sozietät mit der Baurechnung 
und einem Verzeichniß der ausgeführten Bauwerke und der Inventarienſtücke 
förmlich übergeben. : ; 
+: Streitigkeiten, welche dabei entſtehen, werden von dem Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Regierung in Königsberg 
entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. „ 
Die Baurechnung wird nach Anhörung des Vorſtandes von der Regierung 
in Königsberg dechargirt. ; 
Jahrgang 1870. (Nr. 7570—7571.) 4 Die 


der Röniglichen Regierung in Königsberg als 


Die Remuneration des Königlichen Kommiſſarius und des Wieſenbautech⸗ 3 


nikers während der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe gezahlt. 


Fag 


Die Abänderung dieſes Statuts kann nur mit landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. z 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ; 


Gegeben Berlin, den 18. Dezember 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7571.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Dezember 1869., betreffend die Abänderung des 
letzten Satzes des F. 4. des Privilegiums wegen Ausgabe auf den Ju- 
haber lautender Obligationen der Stadt Minden im Betrage von 
60,000 Thalern vom 8. Juni 1864. 


Au den Bericht vom 14. Dezember d. J. will Ich hierdurch genehmigen, daß 

an Stelle des letzten Satzes des §. 4. des Privilegiums wegen Ausgabe auf den 

Inhaber lautender Obligationen der Stadt Minden im Betrage von 60,000 Thalern 

vom 8. Juni 1864. (Geſetz⸗Samml. S. 437.) folgende Beſtimmung trete: 
„Die Kupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchriften 
des Ober⸗Bürgermeiſters, ſowie der Mitglieder der Schuldentilgungs⸗Kom⸗ 
miſſion verſehen und von dem Rendanten der Gemeindekaſſe unter⸗ 

ſchrieben“ f 


Dieſer Mein Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kennt, 
niß zu bringen. 


Berlin, den 20. Dezember 1869. | 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


An die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, des Innern und der Finanzen. 


Nr. 7572) 
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> (Nr. 7572.) Beftätigungs - Urkunde des Neunten Nachtrages zum Statut der Breslau- 
Schweidnitz⸗-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 3. Januar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Verwaltungsrath der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft auf Grund der ihm von der Generalverſammlung der Aktionaire 
am 27. Mai 1867. ertheilten Ermächtigung die in dem 1 8 55 Neunten 

/ Rachtrage zu dem unterm 10. Februar 1843. (Geſetz⸗-Samml. S. 53.) landes⸗ 
herrlich beſtätigten Geſellſchaftsſtatut enthaltenen Aenderungen, beziehungsweiſe 
Ergänzungen beſchloſſen hat, wollen Wir dieſem Beſchluſſe Unſere Genehmigung 
hierdurch ertheilen. 

; Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

Gegeben Berlin, den 3. Januar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


(Ir 7572.) 4* Neun⸗ 


ER C r A 
FE ERBE, AN ren 2 SA I n 


Neunter Nachtrag 
zum 


Statut der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Artikel 1. 
§. 6. des Statuts und $. 5. des (fünften) Statutnachtrages vom 


14. Februar 1853. werden aufgehoben, und treten folgende Beſtimmungen an 
deren Stelle. 


Reſervefonds und Erneuerungsfonds. 


Ueber die Bildung und Verwaltung des Reſervefonds und des Er- 
neuerungsfonds gelten folgende Grundſätze: 


J. Reſervefonds. 


Der Reſervefonds, beſtimmt zur Beſtreitung außergewöhnlicher, die Bahn 
und Zubehör betreffender Ausgaben, iſt in der Höhe von ein Fünftel Prozent 
des Anlagekapitals zu erhalten, und kann auf die Höhe von zwei Prozent 
deſſelben durch den Verwaltungsrath verſtärkt werden. Zu höherer Dotirung 
iſt die Genehmigung der Generalverſammlung erforderlich. za 


Bei Verminderung des Minimalbeſtandes erfolgt die Ergänzung: 
1) durch Ueberweiſung der Zinſen des Beſtandes 
2) durch Jahreszuſchüſſe bis zu / (ein Zehntel) Prozent des Anlage⸗ 


kapitals ); 


3) durch Ueberweiſung der Beträge nicht rechtzeitig erhobener und wegen | 
Verjährung zum Vortheile der Geſellſchaft verfallener Zinſen und Di⸗ 
videnden. ; 

Die Verſtärkung bis auf 2 (zwei) Prozent des Anlagekapitals kann 
nach Beſtimmung des Verwaltungsrathes erfolgen durch Jahreszuſchüſſe aus 
den Betriebs⸗Einnahmen bis zu Yo (ein Zehntel) Prozent des Anlagekapitals, 
ſowie durch Ueberweiſung der Einnahme zu 1., und muß erfolgen durch 
Ueberweiſung der Einnahmen zu 3. i : : 


II. Erneuerungsfonds. 


Dem Erneuerungsfonds, beſtimmt zum Erſatze und zur Beſchaffung ; 
aller, gemäß Vereinbarung mit der Staatsaufſichtsbehörde als Erneuerungen 
bisher feſtgeſetzten, oder in Zukunft feſtzuſetzenden Gegenſtände des Oberbaues, 2 

der 


| 


(Nr. 7572.) 
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der Lokomotiven, Tender und Wagen, fowie von Lokomotiven, Tendern und = 


Wagen ſelbſt, werden überwieſen: 8 

1) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel, ſowie der alten Betriebsmittel ſelbſt, oder, falls 
dieſe Gegenſtände nicht verkauft, ſondern zu anderen Bahnzwecken ver⸗ 
wendet werden ſollen, der Taxwerth derfelben; 

2) ein Jahreszuſchuß aus den Betriebs - Einnahmen, der nach der Be⸗ 
ſchaffenheit der Erneuerungsgegenſtände und deren Erneuerungsbedürf⸗ 
niß von fünf zu fünf Jahren durch das Direktorium und die Staats⸗ 
Aufſichtsbehörde und zwar unter Berückſichtigung der Einnahme zu 1, 
ſowie der Beſtände des Erneuerungsfonds regulirt wird. 


Artikel 2. 
§. 7. des Statuts wird dahin abgeändert: 
Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen: | 
von der Geſammtheit der Aktionaire in den Generalverfunmlungen; 
durch den Verwaltungsrath / 
durch den Ausſchuß; 
durch das Direktorium, 
durch Beamte. 


Bbou> 


Artikel 3. 


$. 11. des Statuts wird im zweiten Abſatz durch folgende Beſtimmung 
verändert: l N 
Jede Aktie wird mit dem Fakſimile der Unterſchrift zweier Mitglieder 
des Direktorii und des Hauptrendanten verſehen. 5 


Artikel 4. 


$. 19. des Statuts wird dahin abgeändert, daß an Stelle des erſten 
Satzes die Beſtimmung tritt: 
Die Einſchüſſe der Aktionaire werden von dem in der Ausſchreibung 
beſtimmten erſten Einzahlungstage mit 5 (fünf) Prozent jährlich verzinſt. i 


Artikel 5. 


$. 21. des Statutnachtrages vom 29. Juni 1850. wird aufgehoben, und 
tritt an ſeine Stelle für alle, alſo auch die in Folge Kabinetsorder und Privi⸗ 
legium vom 19. Auguſt 1854. (Geſetz-Samml. S. 518. ff.) und Konzeſſions⸗ 
und Beſtätigungsurkunde vom 11. Juli 1868. (Geſetz-Samml. S. 744. ff.) 
emittirten Stammaktien folgende Beſtimmung: 
Mit den Stammaktien werden 

a) Dividendenſcheine für zehn Jahre nach dem unten folgenden a 9 

a⸗- 


5 


bp) Talons nach dem unten folgenden Schema B. verabfolgt und nach 
Ablauf des legten Jahres erneuert. KUERE SE 4 

Dividendenſcheine und Talons werden unter der Firma des Direktorii 
und unter der fakſimilirten Unterſchrift von zwei Mitgliedern des Direktorii 
und des Hauptrendanten mit dem Siegel der Geſellſchaft ausgefertigt. 

Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine und Talons erfolgt gegen 
Einlieferung der mit den abgelaufenen Dividendenſcheinen ausgegebenen Ta- 
lons an den Inhaber der letzteren ohne Prüfung ſeiner Legitimation. 

Dividenden, welche innerhalb vier Jahren, von der Verfallzeit ab ge- 
rechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


Artikel 6. 
$. 22. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende 


Beſtimmung: 


Sind Akten, Dividendenſcheine oder Talons beſchädigt oder unbrauchbar 
eworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt erhalten, daß über 
ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt das Direktorium ermächtigt, gegen 
Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koften des Inhabers neue, ‚gleich. 
artige Papiere unter derſelben Nummer auszufertigen und auszureichen. 

Außer dieſem Falle ift die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien 
in Stelle beſchädigter oder verloren gegangener nur zuläſſig nach gerichtlicher 
Mortifikation derſelben, die im Domizil der Geſellſchaft bei dem dortigen Ge- 
richte erſter Inſtanz nachzuſuchen iſt. 

Cine gerichtliche Mortifikation beſchädigter oder verloren gegangener 
Dividendenſcheine findet nicht ftatt; der Betrag derſelben wird jedoch demjenigen, 
der die Beſchädigung oder den Verluſt derſelben innerhalb des im $. 21. ge⸗ 
dachten vierjährigen Zeitraumes bei dem Direktorium angezeigt und ſeinen 
Anſpruch durch Einreichung des in feinen weſentlichen Theilen beſchädigten 
Papiers, und im Falle des Verluſtes durch Vorlegung der Aktien ſelbſt be⸗ 


ſcheinigt hat, binnen einer, von Ablauf des vierjährigen Zeitraumes zu berech⸗ 


nenden einjährigen präkluſtpiſchen Friſt gegen Rückgabe der über die rechtzeitige 
Anmeldung vom Direktorium zu ertheilenden Beſcheinigung ausgezahlt. 


Auch eine gerichtliche Mortifikation beſchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ſtatt. 9 5 


Die Ausreichung neuer Dividendenſcheine geſchieht, wenn der Aktien⸗ 
inhaber den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. Iſt 
aber vor Ausreichung der neuen Dividendenſcheine der Verluſt des Talons 
bei dem Direktorium von einem Dritten angemeldet, der auf die neuen Divi⸗ 
dendenſcheine Anſpruch macht, ſo werden letztere zurückbehalten, bis der Streit 
zwiſchen beiden Prätendenten im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt ift. 


Art. 
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Artikel 7. 
$. 24. des Statuts wird wie folgt verändert: 
a) in Satz 1.: 

Ordentliche Generalverſammlungen finden jährlich in der erſten 

Hälfte des Jahres ſtatt i 
b) in Alinen 5.: 

Beſchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der 
Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe, dem Ausſchuſſe, 
dem Direktorium oder einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung vor⸗ 
gelegt werden. 


Artikel 8. 
§. 25. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: 

Beſondere Anträge einzelner Aktionaire müſſen jo zeitig vor der General⸗ 
verſammlung dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes ſchriftlich mitgetheilt 
werden, daß dieſelben gemäß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches noch in die 
zur Verſammlung einladende öffentliche Bekanntmachung aufgenommen werden 
können, widrigenfalls die Beſchlußnahme darüber bis zur nächſten General⸗ 
verſammlung zu vertagen iſt. 


Artikel 9. 


§. 26. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be- 
ſtimmung: EZ 
Außerordentliche Generalverfammlungen finden in allen Fällen flatt, in 
welchen der Verwaltungsrath, der Ausfhuß, das Direktorium oder die Staats- 
behörde fie für nöthig erachten, oder aber ein Aktionair, oder eine Anzahl 
von Aktibnairen, deren Aktien zuſammen den zehnten Theil des Grundkapitals 
darſtellen, unter Depoſition dieſer Aktien bei einer von dem Direktorium zu 
beſtimmenden Stelle und unter Angabe des Zweckes und der Gründe in einer 
von ihnen unterzeichneten Eingabe ſie verlangen, oder endlich eine ordentliche 
oder außerordentliche Generalverſammlung den Beſchluß faßt, daß eine Ge⸗ 
neralverſammlung zu berufen. 
In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchäfte 
kurz angedeutet werden. i 
Artikel 10. 
§. 28. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: er 
An den Generalverſammlungen können mit der Berechtigung zur Stim- 
mengebung nur ſolche Aktionaire Theil nehmen, die fünf oder mehr Aktien 
beſitzen. 8 
Nr. 7572) Jn 


I delſſelben haben die Inhaber von je fünf Aktien Eine Stimme, 
jedoch kann Niemand mehr als zwanzig Stimmen geltend machen. = 
Bei Zählung der Aktien werden die eigenen mit den aus Vollmacht 
vertretenen zuſammengerechnet. ; | 
Jeder ſtimmberechtigte Aktionair kann ſich durch einen anderen, von 
ihm mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Aktionair vertreten laſſen. S 


: Artikel 11. 
F. 33. Nr. 3. des Statuts wird aufgehoben. Statt deſſen wird Folgen⸗ 


des beſtimmt: i 
; Sollten einer oder mehrere der gewählten Mitglieder des Verwaltungs- 
rathes die Annahme des Amtes ausſchlagen, was angenommen wird, ſofern 
ſie ſich nach erfolgter Notiſizirung der Wahl zur Uebernahme des Amtes nicht 
binnen acht Tagen ſchriftlich bereit erklärt haben, ſo werden vom Verwaltungs⸗ 
rathe aus der Zahl der Stellvertreter Erſatzmitglieder bis zur nächſten wählen⸗ 
den Generalverſammlung einberufen. . 

Für Stellvertreter, welche die Wahl ausſchlagen, erfolgt der Erſatz bei 
der nächſten Wahl der Generalverſammlung. A 


Artikel 12. 7 

$. 34. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Be 
ſtimmung: . 4 
Das über die Verhandlung jeder Generalverſammlung aufzunehmende 
Protokoll wird von dem Syndikus oder einem Notar, und bei Beſchlüſſen, 
welche die Fortſetzung der Geſellſchaft oder eine Abänderung der Beſtimmun⸗ 
gen des Geſellſchaftsvertrages zum Gegenſtande haben, notariell oder gericht 
lich aufgenommen und von den anweſenden Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes und fünf Aktionairen unterſchrieben. : = 
„Das Protokoll, welchem ein von den anweſenden Mitgliedern des Die 
rektorii zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionaire und deren 
Stimmenzahl beizufügen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft für den Inhalt 
der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchlüſſe. | E 


; Artikel 13. n 
$. 35. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Ber 
ſtimmung: a 
Der Verwaltungsrath repräſentirt und vertritt die Geſellſchaft in allen 
nicht ausdrücklich der Generalverſammlung vorbehaltenen oder dem Direktoriu 
zuſtehenden Rechten. Er beſteht aus ſiebenzehn Mitgliedern und ſieben Stell⸗ 


vertretern derſelben. 
aut, 
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Artikel 14. 


§. 36. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: : 

Von den Mitgliedern des Verwaltungsrathes müſſen dreizehn und von 

den Stellvertretern vier einen Wohnſitz in Breslau haben; die übrigen vier 

Mitglieder und drei Stellvertreter aber können in einer Station der Gefell- 

ſchaft oder im halbmeiligen Umkreiſe davon wohnen. 

Mitglieder und Stellvertreter müſſen Beſitzer von fünf Aktien ſein, 
welche während der Dauer des Amtes bei der Hauptkaſſe der Geſellſchaft 
niederzulegen ſind. 

Nicht wahlfähig ſind: 

1) Beamte der Geſellſchaft 

2) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 

3) Perſonen, welchen der Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte mangelt; 

4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhältniſſen ſtehen. 


; Artikel 15. 


$. 37. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be- 
ftimmung: i 

Der Verwaltungsrath wählt durch Stimmenmehrheit feinen Vorſitzen⸗ 
den und deſſen Stellvertreter aus den Mitgliedern des Ausſchuſſes. 

Der Vorſitzende leitet die Geſchäfte des Verwaltungsrathes, beruft die 
Verſammlungen, ladet die Mitglieder und Stellvertreter zu denſelben durch 
den Gegenſtand der Beſprechung andeutende Schreiben ein und leitet in den 
Verſammlungen ſelbſt die Verhandlungen. 5 


Artikel 16. 


Die Alinea 1. 4. und 5. des F. 38. des Statuts werden aufgehoben, 
und treten an deren Stelle folgende Beſtimmungen: 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich zur Berathung der Angelegen⸗ 
heiten ſeines Reſſorts nach Beſtimmung des Vorſitzenden oder auf Antrag des 
Direktorii oder des Ausſchuſſes. N 

Mitglieder oder Stellvertreter des Verwaltungsrathes, welche bei einem 
ur Berathung kommenden Gegenſtande ein Privatintereſſe haben, müſſen ſich 
bei der Berathung und Abſtimmung entfernen. i 

Ueber die in den Verſammlungen gefaßten Beſchlüſſe werden Protokolle 
von dem Syndikus, deffen Stellvertreter, oder von einem durch den Vorſitzen⸗ 

den zu beſtimmenden Mitgliede des Verwaltungsrathes geführt. 
Jahrgang 1870. (Nr. 7572.) 5 Art. 


Artikel 17. 


= In F. 39. Nr. 1. des Statuts fallen weg bie Worte: „oder deren 1 
Stellvertreter.“ ; 


Artikel 18. 


$. 40. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Bes 
ſtimmung: 

Die Amtsdauer der Mitglieder des Verwaltungsrathes und der Stell⸗ | 
vertreter ift eine ſechsjährige. 

Wahlen finden nur alle zwei Jahre ſtatt, und zwar in dem erſten und 
zweiten Wahljahre die Wahl von je ſechs Mitgliedern und drei Stellvertretern, und 
im dritten Wahljahre von fünf Mitgliedern und zwei Stellvertretern. Die 
Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. ; 

Erfolgt das Ausſcheiden einzelner Mitglieder innerhalb der Amtsdauer, 
ſo tritt der vom Verwaltungsrathe zu wählende Stellvertreter bis zur nächſten 
ordentlichen Generalverſammlung, in welcher eine Wahl vorzunehmen iſt, an 
ſeine Stelle. 

Die Generalverſammlung nimmt demnächft die Wahl für die Reſtwahl⸗ 
zeit des Ausſcheidenden vor. 

Bei innerhalb der Wahlzeit ausſcheidenden Stellvertretern tritt Erſatz 
für die Reſtwahlzeit durch die nächſte wählende Generalverſammlung ein. 


Gemäß Artikel 18. wird von der auf die Allerhöchſte Genehmigung dieſes 
Statutnachtrages folgenden Generalverſammlung ab verfahren. 


So lange die Zahl der nach den bisherigen Wahlbeſtimmungen aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes mit der in 
Artikel 18. vorgeſehenen Anzahl nicht übereinſtimmt, werden diejenigen derſelben, 
für welche eine Wahl vorzunehmen, durch das Loos in folgender Art beſtimmt: 

iſt die Zahl größer, ſo bleiben die nicht Ausgelooſten bis zum folgenden 
Wahljahre in Funktion, 

iſt die Zahl geringer, ſo wird die fehlende Anzahl aus denjenigen aus⸗ 
gelooſt, deren Wahlperiode im folgenden Jahre abläuft. 


Artikel 19. 


FS. 42. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: a 


Die zum Ausſchuſſe gehörenden Mitglieder des Verwaltungsrathes er⸗ 
halten keine Remuneration, ſondern nur Erſtattung für Auslagen und Koſten. 


Art. 


| 
$ 
| 
Tranſitoriſche Beſtimmung. 
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Artikel 20. 


F. 43. des Statuts wird aufgehoben. An ſeine Stelle treten folgende 
Beſtimmungen: 
Das Direktorium beſteht: ä 
a) aus fünf unbeſoldeten Direktoren, welche ſämmtlich Mitglieder des 
Verwaltungsrathes fein und in Breslau einen Wohnſitz haben müſſen 


p) aus mindeſtens drei beſoldeten Direktoren, welche nicht Mitglieder des 
Verwaltungsrathes ſind und von dieſem gewählt werden. 


Mindeſtens zwei der beſoldeten Direktoren müſſen die Befähigung für 
den höheren Verwaltungs- bezüglich Juſtizdienſt, Einer die Qualifikation zum 
Bauinſpektor beſitzen. 

Hat einer der beſoldeten Direktoren die Befähigung für den höheren 
Juſtizdienſt erlangt, ſo können demſelben zugleich die ſtatutenmäßigen Geſchäfte 
des Syndikus übertragen werden. 

Die unbeſoldeten Direktoren (a.) beziehen außer Diäten und Reiſekoſten 
für Dienſtreiſen jährliche Remunerationen (Artikel 29.). 

Die Engagements⸗Verträge mit den beſoldeten Direktoren (b.) werden 
Namens der Geſellſchaft von dem Verwaltungsrathe abgeſchloſſen. i 

Dieſelben haben ihre gefchäftliche Thätigkeit ausſchließlich der Geſellſchaft 
zu widmen und dürfen keine gewerblichen Nebengeſchäfte oder beſoldete Neben⸗ 
ämter übernehmen. 

Dem Verwaltungsrathe bleibt überlaſſen, die Zahl der beſoldeten Direk⸗ 
toren nach Maaßgabe des Bedürfniſſes zu vermehren. 


Tranſitoriſche Beſtimmung. 7 


Die nach der gegenwärtigen Beſtimmung des Statuts fungirenden drei 
Stellvertreter bleiben ſo lange im Amte, als nicht durch Tod, freiwilliges 
Ausſcheiden, Wahl zum Mitgliede des Direktorii, oder Nichtwiederwahl zum 
Mitgliede des Verwaltungsrakhes eine Vakanz eintritt. 

Eine Neuwahl für den auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Stellvertreter 
findet nicht ſtatt. 5 ; i 


Artikel 21. 
$. 45. des Statuts wird aufgehoben. An feine Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: 
Die Wahl der aus dem Verwaltungsrathe hervorgehenden Mitglieder 
des Direktorii erfolgt auf die Dauer ihrer Wahlperiode als Mitglieder des 
Verwaltungsrathes. 


(Nr. 7572.) 5* Art. 


te Artikel 22. 
In F. 46. des Statuts fallen weg die Worte: 
„oder eines Stellvertreters “. 


Artikel 23. 


In F. 47. des Statuts fallen weg die Worte: 
„ſreſpektive Stellvertreter“, 
und in § 3. des zweiten Statutnachtrages die Worte: 
„und deren drei Stellvertreter“. 


Artikel 24. 


In . 48. des Statuts wird Alinea 2. dahin geändert, daß zur Faſſung 
eines gültigen Beſchluſſes mindeſtens vier Mitglieder anweſend ſein müſſen. 


Artikel 25. 


In F. 49. des Statuts wird an Stelle des Schlußſatzes beſtimmt: 


das Direktorium iſt ermächtigt, Bevollmächtigte zu ernennen und den⸗ 
ſelben Vollmacht zu ertheilen. 


Artikel 26. 


= 2 Zu dem durch F. 4. des zweiten Nachtrages abgeänderten §. 50, des Sta- 
N tuts wird zufäßlich beſtimmt: 


Die ſchriftlichen Ausfertigungen werden unter der Unterſchrift: „Direk⸗ 
torium der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft “ erlaſſen. 

Sie können von dem Vorſitzenden oder bei deſſen Behinderung von 
ſeinem Stellvertreter allein, müſſen aber, ſofern ſie Berichte an vorgeſetzte 
Behörden, Kontrakte, Vollmachten, Beſtallungen, ſowie Zahlungsanweiſungen 
auf die Kaſſe von Eintauſend Thalern und darüber betreffen, von dem Vor⸗ 
ſitzenden reſp. deffen Stellvertreter und zwei Mitgliedern des Direktoriums 
vollzogen werden. 


en Oeffentliche Bekanntmachungen bedürfen keiner Namensunterſchriften. 


Artikel 27. 


$. 51. des Statuts wird aufgehoben. An beffen Stelle tritt folgende Be- 
ſtimmung: OE ; 


Die Mitglieder des Direktorii verwalten ihr Amt nach befter Einficht 
und find nur für Vorſatz und grobes Verſehen, ſoweit ſie aber kontraktlich 
angeſtellt find, nach Maaßgabe der in den Verträgen getroffenen und der: all- 
gemeinen geſetzlichen Beſtimmungen verantwortlich. 
| Art. 


Artikel 28. 
Dem H. 52. des Statuts wird folgende Beſtimmung hinzugefügt: 
Die den beſoldeten Mitgliedern des Direktoriums aus ihren Engage⸗ 
ments⸗Verträgen erwachſenen finanziellen Rechte werden hierdurch nicht berührt. 
| Artikel 29. 
$. 53. des Statuts wird aufgehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung: 


Der Ausſchuß beſteht aus denjenigen Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes, welche nicht zu Mitgliedern des Direktorii erwählt ſind. 

Zur Stellvertretung ſeiner Mitglieder bei zeitweiſen Behinderungen ſin 
die ſieben Stellvertreter des Verwaltungsrathes beſtimmt ($. 35.). 


Artikel 30. 


§. 54. des Statuts wird aufgehoben. An deffen Stelle tritt folgende Be 
ſtimmung: 


Die Amtsdauer der Mitglieder und Stellvertreter des Ausſchuſſes iſt 
durch ihre Wahl in den Verwaltungsrath beſtimmt. 


Artikel 31. 
Zu F. 57. des Statuts wird beſtimmt: 

a) zuſätzlich zu Nr. 2.: 8 
Behufs der Rechnungsreviſion iſt der Ausſchuß berechtigt, jede 
Hülfe, die ihm nöthig ſcheint, auf Koſten der Verwaltung ſich zu 
beſchaffen nnn : 5 

b) an Stelle der aufgehobenen Nr. 2.: 


dem Ausſchuß ſteht die Befugniß zu, für die Mitglieder des Direktorii 
aus dem jährlichen Reinertrage eine Remuneration bei der General⸗ 
verſammlung zu beantragen, die in der von dieſer beſchloſſenen 
Höhe Jahr für Jahr fo lange gewährt wird, bis die Generalver 

ſammlung eine Veränderung beſchließt. a 


Artikel 32. 


Zu F. 58. des Statuts wird der Wegfall der Worte „regelmäßig alle 
acht Wochen, außerdem aber“ beſtimmt. 


(Nr. 7572.) x 5 She- 


Stamm- Aktie M... 


der 


Busslau⸗ Schwe, Freiburger Sifenbabngeelihat. 


Da Inhaber dieſes Scheins empfängt gegen Einlieferung deſſelben die 
auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr 18. ., deren Betrag mn Wome 
der Jahresrechnung öffentlich bekannt gemacht werden wird. 


Breslau, den n u a 


A 


Das Direktorium 


der Breslau Schweidnitz⸗ Freiburger eiſenbahngeſelſchaft. 


(L. S.) Fakſimile von zwei Unterschriften) 


Eingetragen in das Dividendenſchein. ⸗Regiſter Fol. 


(Unterſchrifts⸗Fakſimile des e 


Stamm- Aktie M... 


Der = 


Baal s Schweidnitz . robe Eiſenbahngeſellſchaft. 


= Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 18.. gegen Einkiefung 
ie 5 zu der vorbezeichneten Aktie e „ 


b „. einſchließlich 5 


Breslau den 


Das Direktorium 
der Breslau⸗ Schweidnitz⸗ Freiburger e 


(Swei e in le 


Dal, gedruckt in der Knigge Geheimen Obe i 
oa v. Decker). ; 


